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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Ein im Juni 2011 von Erich von Siebenthal(svp, BE) eingereichtes Postulat ersuchte den
Bundesrat, die Umsetzung und Wirksamkeit der neuen Regionalpolitik (NRP), welche
2008 in Kraft getreten war und damit das bis dahin geltende Investitionshilfegesetz für
das Berggebiet (IHG) abgelöst hatte, gründlich zu evaluieren und dem Parlament einen
entsprechenden Bericht zukommen zu lassen. Dies sollte unter Beizug von
verwaltungsexternen Experten und Vertretern der Berggebiete geschehen. Der
Nationalrat überwies das Postulat im September des Berichtsjahres. 1

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
DEBORA SCHERRER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Hinblick auf das Programm 2016-2023 der NRP wurde der Bundesrat durch die
Annahme des nationalrätlichen Postulats von Siebenthal (svp, BE) damit beauftragt,
über die Umsetzung und die Wirksamkeit der neuen Regionalpolitik eine gründliche
und kritische Evaluation vorzunehmen und zuhanden des Parlamentes einen
entsprechenden Bericht zu erstatten. 2

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
LAURENT BERNHARD

Landwirtschaft

Agrarpolitik

In der Frühjahrssession überwies der Nationalrat ein Postulat von Siebenthal (svp, BE),
das die Überprüfung und Anpassung der Berechnungsfaktoren für eine
Standardarbeitskraft (SAK) im Hügel- und Berggebiet verlangt. Dieses Mass ist
ausschlaggebend für die Auszahlung von Direktzahlungen und sollte im Rahmen der
Agrarpolitik 2014 bis 2017 an den technischen Fortschritt angepasst werden. Laut von
Siebenthal würden durch diese Neuerung 1400 Betriebe ihre Bezugsberechtigung und
mindestens ebenso viele ihren Status als landwirtschaftliches Gewerbe verlieren, da sie
durch ihren Standort mit erschwerten Bedingungen wie Hanglagen, Wasserläufen oder
längeren Zufahrtswegen zu kämpfen hätten. Der Einbezug solcher Umstände in die
Berechnung der SAK sei unerlässlich, um den Fortbestand dieser Betriebe zu sichern.
Der Bundesrat erklärte sich bereit, diese Faktoren im Rahmen der
Ausführungsbestimmungen zur Agrarpolitik 2014 bis 2017 zu überprüfen. Eine
Standesinitiative des Kanton Berns (Kt.Iv. 12.318), welche sich ebenfalls für eine andere
Berechnung der SAK einsetzt – jedoch mit Schwerpunkt auf Direktvermarktung,
Agrotourismus und Buchhaltung – wurde von den Räten noch nicht behandelt. 3

POSTULAT
DATUM: 16.03.2012
JOHANNA KÜNZLER

Der Nationalrat beauftragte im Frühjahr 2014 die Exekutive in zwei Postulaten zum
wiederholten Male mit der Überprüfung der Berechnungsart von
Standardarbeitskräften (SAK). Diese Masseinheit dient dem Bund als Grundlage bei der
Festlegung der auszurichtenden Direktzahlungsbeiträge pro Hof. Erich von Siebenthal
(svp, BE) verlangte in seinem Vorstoss, dass nebst der Tierhaltung und der
Ackerbewirtschaftung auch die Waldpflege und die Sömmerung als wichtige Faktoren
landwirtschaftlicher Tätigkeit in die Kalkulation einfliessen sollen. Prisca Birrer-Heimo
(sp, LU) hingegen legte den Fokus stärker auf organisatorische und administrative
Aufgaben: Mit einem Einbezug des Betriebsmanagements sowie der Verarbeitung und
Vermarktung von Produkten wollte sie erreichen, dass der reale Arbeitsaufwand der
Bäuerinnen und Bauern berücksichtigt wird. Obwohl der Bundesrat mit Verweis auf den
dadurch erwachsenden administrativen Aufwand beide Postulate zur Ablehnung
empfahl, stimmten je deutliche Mehrheiten für die Anliegen. Einzig die GLP und
Mehrheiten der FDP lehnten die Vorstösse ab, vermutlich aus ähnlichen Beweggründen
wie die Regierung. Der Bericht des Bundesamtes für Landwirtschaft (BLW) erschien

POSTULAT
DATUM: 03.03.2014
JOHANNA KÜNZLER
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noch im selben Jahr (vgl. unten). 4

Die grosse Kammer verlangte mit einem Postulat von Siebenthal (svp, BE) nach einem
Bericht, in welchem der Bundesrat erste Erkenntnisse zur Zielerreichung der
Agrarpolitik 2014-2017 darlegen soll. Es sei bisher unklar, wie die Auswirkungen der
Gesetzesrevision auf Ökologie, Ökonomie und Soziales gemessen und der Öffentlichkeit
bekanntgemacht würden. Das Postulat stiess im Rat nicht auf Widerstand. 5

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
JOHANNA KÜNZLER

Sans discussion, le Conseil national accepte le postulat von Siebenthal demandant au
Conseil fédéral – par ailleurs favorable à cet objet – d'élaborer un rapport sur les effets
de la correction des indemnisations concernant la répartition des paiements directs
dans le cadre de la politique agricole 2014-2017. Le député bernois Erich von Siebenthal
(udc, BE) évoque notamment les inégalités entre certaines régions et exploitations ainsi
que des versements élevés en faveur de grandes exploitations amenant à une
fragilisation du système. Le Conseil fédéral devra donc répondre à diverses questions
touchant à ces adaptations, afin d'éventuellement corriger le tir dans le but de
respecter les objectifs de la politique agricole. 6

POSTULAT
DATUM: 18.03.2016
KAREL ZIEHLI

Forstwirtschaft

Kommentarlos und einstimmig nahm der Nationalrat in der Frühjahrssession 2014 ein
Postulat von Siebenthal (svp, BE) an. Die Regierung wird darin beauftragt zu prüfen, ob
Asche aus Heizungen, welche unbehandeltes Holz verbrennen, in den Wald
zurückgeführt werden könnte. Diese Massnahme soll der Versäuerung des Waldbodens
entgegenwirken, die aufgrund der hohen Stickstoffemissionen der Landwirtschaft in
vielen Wäldern bereits fortgeschritten ist. Die derzeitige Regelung verbietet sowohl die
Düngung von Waldboden als auch die Wiederverwendung von Asche aus
Holzfeuerungen. Laut von Siebenthal würde mit einer derartigen Rückführung der
Stoffkreislauf geschlossen, da in der Schweiz zur Heizung verwendetes Holz
grösstenteils aus einheimischen Wäldern stammt. Der Bundesrat hatte sich bereits im
Vornherein zur Erarbeitung eines Berichts bereit gezeigt. 7

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
JOHANNA KÜNZLER

Jagd

La CEATE-CE propose – avec le soutien du Conseil fédéral – au Conseil des Etats
d'accepter son postulat intitulé «Progression des grands prédateurs. Conséquences
sur la gestion des surfaces agricoles des exploitations de base et d'estivage», en lieu
et place de la motion von Siebenthal (udc, BE). La commission estime, au contraire de la
présente motion, que les facteurs pouvant expliquer l'abandon des exploitations
d'estivages ne se limitent pas aux dégâts engendrés par les grands prédateurs. Voyant
toutefois l'intérêt de se pencher sur l'influence des grands prédateurs sur les
exploitations de montagne, elle propose à la chambre haute un postulat demandant au
Conseil fédéral de rédiger un rapport sur cette question ainsi que l'influence d'autres
facteurs, tels que les changements structurels que connaît l'agriculture. Il devra
également analyser les impacts que ces changements dans les exploitations de
montagne ont sur divers aspects (agriculture, tourisme, biodiversité) ainsi que proposer
des mesures pour y remédier. Les sénateurs et sénatrices suivent de manière tacite
leur commission. 8

POSTULAT
DATUM: 28.11.2018
KAREL ZIEHLI
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Landwirtschaft und Umweltschutz

In der Sommersession überwies die grosse Kammer diskussionslos ein Postulat von
Siebenthal (svp, BE). Der Bundesrat wird beauftragt, eine Umteilung von gewissen
Vorsassen (auch bekannt als „Maiensässe“, eine Weidenart auf mittlerer Höhe, welche
von Bergbauern im Vorsommer als Zwischenstation bei der Alpauffahrt benutzt wird,
bevor das Vieh dann im Juni auf die Alp zieht) vom Sömmerungs- in das Berggebiet zu
überprüfen. Bei der 1999 vorgenommenen Zuweisung von privaten Vorsassen als
Berggebiet und gemeinschaftsweidebetriebenen Vorsassen als Sömmerungsgebiet habe
man eine spezielle Art der Vorsassen-Bewirtschaftung nicht berücksichtigt: Es würden
Vorsassen existieren, die zwar im Besitz von Gemeinschaftsweidebetrieben seien,
deren Betreuung aber durch die der Gemeinschaft angehörigen Landwirte auf eigene
Rechnung und Gefahr vorgenommen würde. Der Postulant schlug deshalb vor, dass
diese Wiesen und Weiden dem Berggebiet zugeordnet und anteilsmässig den
bewirtschaftenden Betrieben als landwirtschaftliche Nutzfläche angerechnet werden
sollten. So könne die derzeit herrschende Ungleichbehandlung aufgehoben werden. 9

POSTULAT
DATUM: 21.06.2013
JOHANNA KÜNZLER

Anderthalb Jahre, nachdem die grosse Kammer das Postulat von Siebenthal (svp, BE) zur
„Gleichbehandlung von Vorsassen unechter Gemeinschaftsweidebetriebe und privaten
Vorsassen“ überwiesen hatte, präsentierte der Bundesrat die Antwort in einem
entsprechenden Bericht. Darin lehnte er die Umteilung einer gewissen Vorsassen-Art
vom Sömmerungs- ins Berggebiet ab, welche für die Betroffenen mit einer Erhöhung
der Direktzahlungsbeiträge einhergegangen wäre. Dass man 1999 Gemeinschaftsweiden
dem Sömmerungsgebiet zugeschlagen habe, sei gerechtfertigt: Die Massnahme habe
zum Ziel gehabt, den „Alpcharakter“ dieser traditionell gemeinschaftlich bewirteten
Flächen zu bewahren. Durch die Auflagen des Sömmerungsgebiets sei zudem garantiert,
dass diese ökologisch wertvollen Kulturlandschaften nicht übernutzt werden. Eine vom
Postulant vorgeschlagene Unterscheidung in „echte“ und „unechte“
Gemeinschaftsweiden je nachdem, ob sie von einer Personengemeinschaft tatsächlich
betrieben werden oder ob diese sie nur besitzt und alle Teilnehmenden sie auf eigene
Rechnung und Gefahr bewirtschaften, würde schliesslich eine Verletzung des
Grundsatzes der Rechtsgleichheit bedeuten. 10

POSTULAT
DATUM: 19.11.2014
JOHANNA KÜNZLER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Ein Postulat von Siebenthal (svp, BE) verlangte die Überprüfung der Nachprüfintervalle
von Personenwagen. Die Qualität der Fahrzeuge sei besser geworden, so dass die 1995
eingeführten Nachprüfintervalle von 4-3-2-2-2 Jahre nicht mehr zeitgemäss seien. Das
Postulat verlangt insbesondere die Überprüfung der ersten Nachprüfung nach 4 Jahren.
Der Bundesrat wies darauf hin, dass das Bundesamt für Strassen (ASTRA) die
fahrzeugtechnischen Vorschriften regelmässig auf ihre Angemessenheit überprüfe und
2011 zusammen mit den kantonalen Strassenverkehrsämtern eine Arbeitsgruppe zur
Untersuchung der Fristen der periodischen Fahrzeugprüfung gegründet habe. Der
Bundesrat beantragte dennoch die Annahme des Postulates und der Nationalrat folgte
diesem Antrag im September stillschweigend. 11

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
NIKLAUS BIERI

Eisenbahn

Ein Postulat von Siebenthal (svp, BE) verlangte vom Bundesrat einen Bericht über die
Gesamtkosten der Schliessung von Verladebahnhöfen. Das Postulat betonte die
Wichtigkeit des Netzes an Verladebahnhöfen und verwies auf die hohen Kosten, welche
im Falle eines Sturmes wie „Lothar“ durch den Transport des Fallholzes ohne
Verladebahnhöfe entstünden. Während der Bundesrat auf den Markt verwies und das
Postulat deshalb zur Ablehnung empfahl, fand das Postulat im Nationalrat eine Mehrheit
und wurde im September des Berichtjahres mit 102 zu 84 Stimmen überwiesen. 12

POSTULAT
DATUM: 26.09.2013
NIKLAUS BIERI
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

En mai 2017, le Conseil national a refusé un postulat du député Erich von Siebenthal
(svp/udc, BE) qui exhortait le Conseil fédéral à accueillir des réfugiés chrétiens en
provenance du Proche et du Moyen-Orient et dont la vie ou l'intégrité corporelle est
menacée. Les opposants à l'objet, à savoir le camp rose-vert, les Verts'libéraux  ainsi
que le Conseil fédéral reprochaient une discrimination religieuse envers les candidats à
l'asile. Le résultat du vote a été très serré, puisque le postulat n'a été refusé qu'à 86
voix contre 85, avec 13 abstentions. 13

POSTULAT
DATUM: 03.05.2017
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Erich von Siebenthal (svp, BE) verlangte mit seinem Postulat vom Bundesrat einen
Bericht über die Situation religiöser Minderheiten und mögliche Massnahmen zu deren
Schutz. Der Postulant begründete sein Anliegen mit der in verschiedensten Staaten
noch immer weit verbreiteten religiösen Diskriminierung von Minderheiten in diversen
sozio-ökonomischen und politischen Belangen. Der Bericht soll nicht nur einen
Überblick über religiöse Diskriminierung in der ganzen Welt bieten, sondern darüber
hinaus aufzeigen, wie die Schweiz im Rahmen ihrer Aussen- und Entwicklungspolitik
gegen Menschenrechtsverstösse und religiöse Verfolgungen vorgehen kann. Der
Bundesrat zeigte sich bereit, diesen Aspekten im jährlich erscheinenden
Aussenpolitischen Bericht zukünftig mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Der Nationalrat
stimmte dem Geschäft in der Wintersession 2014 stillschweigend zu. 14

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
MARLÈNE GERBER
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